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Wer schützt die Betriebsratswahlen?
Und was tun bei Wahlanfechtungen durch Arbeitgeber? – von René Kluge*
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Die regelmäßigen Betriebsratswahlen sind abgeschlossen. Zwischen März und Mai wurden in
den meisten mitbestimmten Betriebe neue Betriebsräte gewählt. Die Arbeit der neu gewählten
Gremien kann beginnen. Aber was, wenn bei der Wahl Fehler gemacht wurden? Was passiert,
wenn die Wahl angefochten wird? 

Die Anfechtung ist ein wichtiges Instrument, um die Integrität der Wahl sicherzustellen. So
hat beispielsweise die IG Metall die Betriebsratswahl bei Tesla in Grünheide angefochten.
Der Vorwurf: Tesla habe die Wahlen durch Drohungen, Einschüchterungsversuche und un-
gleiche Behandlung von Kandidierenden unzulässig beeinflusst (Presseerklärung der IG Me-
tall vom 25. März 2026). Man erinnert sich noch an die Andeutungen von Elon Musk im Vor-
feld der Wahl, im Fall eines Wahlsieges der IG Metall nicht weiter in das Werk investieren zu
wollen. Dies wird nun das zuständige Arbeitsgericht prüfen. Wenn tatsächlich gegen wesentli-
che Wahlgrundsätze verstoßen und das Ergebnis der Wahl damit beeinflusst wurde, muss die
Wahl wiederholt werden.

Die Wahlanfechtung ist jedoch nicht nur ein gerichtliches Kontrollverfahren. Sie ist zu-
gleich eine betriebliche Intervention in die nach der Wahl entstandenen Kräfteverhältnisse.
Der im Amt befindliche Betriebsrat wird herausgefordert, seine Legitimität in Frage gestellt.
Für das Gremium kann ein laufendes Anfechtungsverfahren eine erhebliche Belastung dar-
stellen. 

Besonders problematisch ist, dass nicht nur eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft oder
mindestens drei wahlberechtigte Arbeitnehmer:innen – etwa Unterstützer einer konkurrieren-
den Liste – anfechtungsberechtigt sind. Auch der Arbeitgeber kann die Wahl anfechten.

Es gibt Arbeitgeber, die diese Möglichkeit nutzen, um mit gewisser Regelmäßigkeit Be-
triebsratswahlen anzufechten und Druck auf die gewählten BR-Mitglieder auszuüben. Selbst-
verständlich führt nicht jede Anfechtung zu einer Neuwahl. Vollkommen sicher kann sich der
Betriebsrat jedoch nicht sein, denn das Wahlverfahren ist komplex und enthält viele Fallstri-
cke. Der Wahlvorstand arbeitet ehrenamtlich, hat häufig nur wenige Wochen für die Vorbe-
reitung und nicht immer die nötigen Ressourcen. Mitunter heißt es deshalb, nahezu jede Be-
triebsratswahl sei anfechtbar. Tatsächlich können in allen Phasen der Wahl Fehler auftreten:
beim Aushang von Unterlagen, bei der Berechnung von Fristen, bei der Prüfung von Wahl-
vorschlägen, bei der Gestaltung der Stimmzettel oder bei der Stimmenauszählung.

Insbesondere die Durchführung der Briefwahl bereitet häufig Probleme. Heikel ist bereits
die Frage, unter welchen Voraussetzungen sie überhaupt zulässig ist: So musste beispielswei-
se die Betriebsratswahl bei Volkswagen in Hannover aus dem Jahr 2018 deswegen wiederholt
werden (BAG v. 16.03.2022, 7 ABR 29/20). Einfacher wird das Verfahren auch nicht da-
durch, dass bei der persönlichen Stimmabgabe seit 2021 keine Wahlumschläge mehr verwen-
det werden sollen, diese bei der Briefwahl aber weiterhin vorgeschrieben sind.

Selbst wenn Arbeitgeber ihr Anfechtungsrecht nicht rechtsmissbräuchlich einsetzen, bleibt
doch die Frage: Warum sollen sie überhaupt berechtigt sein, eine Betriebsratswahl anzufech-
ten? Bei der Betriebsratswahl wählt die Belegschaft ihre eigenen Vertreter:innen. Der Arbeit-
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geber hat weder das aktive noch das passive Wahlrecht und wird vom gewählten Gremium
nicht  vertreten.  Warum ihm also  dieses  zentrale  Recht  zugestehen?  Mit  dem Betriebsrä-
temodernisierungsgesetz wurde die Möglichkeit der Anfechtung durch den Arbeitgeber zu-
mindest eingeschränkt. Hat er selbst unrichtige Angaben für die Wähler:innenliste zugearbei-
tet, kann er später darauf keine Anfechtung stützen (§ 19 Abs. 3 Satz 3 BetrVG). Ja, vorher
war dies möglich! (vgl. BAG v. 30.06.2021 7 ABR 24/20). 

Das Antragsrecht des Arbeitgebers sollte auf die Fälle beschränkt werden, die ihn wirklich
betreffen. Das könnte die Anzahl der BR-Mitglieder und die Abgrenzung der betriebsratsfähi-
gen Einheit sein. In allen anderen Fragen muss die Betriebsratswahl Sache der Belegschaft
bleiben. Sie braucht den Arbeitgeber nicht, um die Korrektheit des Wahlverfahrens zu schüt-
zen.  

Passenderweise plant  die Bundesregierung gerade eine Reform des Wahlverfahrens.  Es
soll  ein zusätzliches online-Wahlverfahren geschaffen werden (Koalitionsvertrag zwischen
CDU, CSU und SPD, 21. Legislaturperiode). Das mag für den einen oder die andere sinnvoll
klingen, bringt aber zahlreiche neue Problem und Fragen mit sich. Es ist zu befürchten, dass
ein solches Verfahren nicht weniger, sondern mehr Wahlanfechtungen hervorbringen wird.

* René Kluge ist Betriebsrat und arbeitet als Betriebsratsberater für »Recht und Arbeit«: 
http://www.rechtundarbeit.net/
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